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Gesetz: BGB § 823, KO § 1 .

Rechtssatzs 1) Ein Geheimverfahren gehört, gleichgültig, oh
ihm eine patentfähige Erfindung' zugrundeliegt 
oder nicht, dann zum Geschäftsvermögen des 
Erfinders, wenn'diesex* durch gewerbliohe Aus­
nutzung des Verfahrens seinen Willen kundge­
tan hat, es wirtschaftlich zu verwerten.

2) Unter diesen Voraussetzungen gehört ein Geheim- 
verfahren im Falle des Konkurses des Erfinders 
auch zur Konkursmasse,

3) Wer ein solches Geheimverfahren vom Konkurs­
verwalter aus der Masse erwirbt, ist berech- >: 
tigt, dem Gemeinschuldner die Benutzung des . 
Verfahrens zu. verbieten.

Zeichen: 1 ZR 15/53 
L des BGH vom 25, Januar 1955* OLG Hamm
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I JR 25/5?
ifidet am 25«. Januar 1955 
*ü, Justizober Sekretär 
lUckundsbeamter der 6e- 
^tsstelle

I m H a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

Io
2o

des Gustav S 
des Bernhard H e

in Bad Sa 
in H

f
9

Kläger, Berufungskläger 
und Revisionskläger,

- Prozesabevollmächtigter* Rechtsanwalt Br

gegen

1o die Ehefrau Marie 
2« den Herbert G 
3. den Karl B

in Bad Sa 
in Bad Sal 

in Bad Sal

Beklagten, Berufungsbeklag­
ten und Bevisionsbeklagten,

- Prozessbevollmächtigter 
Br,

des Bekl.zu 2: Rechtsanwalt

hat der I» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 21» Bezember 1955 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Br. h.c. Wilde, Br .Bock, 
Br.Hastelski, Br.Christoph und Br.Weise

für Recht erkannt*
Bas Urteil des Oberlandesgerichts in Hamm i/W. 
vom 6. November 1952 wird, soweit es die Klage 
gegen den Beklagten zu 2 betrifft, und im 
Kostenpunkt aufgehoben.
Bie Sache wird insoweit zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision hinsichtlich des Beklagten zu 2, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Der Kläger zu 2 und die Beklagten zu 1 und 3 (Eheleute 
)) betrieben früher die Fabrikation chemisch-technischer 

Präparate unter der nicht eingetragenen Firma & He^p-
fl U .  In ihrem Betriebe stellten sie u.a. Spezialfette für 
verschiedene Industriezweige und Handwerksbetriebe her. Das 
Verfahren zur Herstellung dieser Fabrikate, die u.a. unter 
dem Hamen ’’Bfp-BoppP und " F ^ P P ” in den Verkehr gebracht 
wurden, war geheim und nur den Herstellern bekannt. Nachdem 
es zu Streitigkeiten zwischen den Parteien gekommen war, 
wurde die Gesellschaft aufgelöst» In dem zwischen den Par­
teien geschlossenen Vergleich vom 23. Juni 1952 wurde das 
Einverständnis der Beteiligten hinsichtlich der Auflösung 
festgestellt. Der Kläger zu 2 übernahm sämtliche Aktiven 
und Passiven der bisherigen Firma D p H P  & Wei­
terhin wurde in dem Vergleich u.a. bestimmt: MDie Eheleute 
Dpppp dürfen nur die Bezepte für die Herstellung des B # <

und FflPPPP für sich verwenden..... Der Antragsteller 
behält gleichfalls das Hecht der Verwertung beider Rezepte, 
deren Gegenstand er unter dem bisherigen Hamen B4P~B< 
und FflIHP auch vertreiben darf”.

In der Folgezeit betrieb der Beklagte zu 3 unter der 
Firma "DpHfc & Co.” eine Fabrik, in welcher Spezialfette 
für die Zuckerwaren- und Schokoladenindustrie, für Bäckerei- 
und Konditoreibetriebe und die holzverarbeitende Industrie 
hergestellt wurden. Im Jahre 1950 geriet der Beklagte zu 3 
als Alleininhaber der Firma DflBt & Co. in Konkurs.

Nach Eröffnung des Konkursverfahrens kaufte der Kläger 
zu 1 vom Konkursverwalter durch Vertrag vom 18. September
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1950 den gesamten Geschäftsbetrieb. Der Beklagte zu 3 wur­
de auf Antrag des Konkursverwalters zum Zwecke der Erfül­
lung dieses Kaufvertrages gezwungen, dem Kläger zu 1 das 
Herstellungsverfahren der von ihm erzeugten Fettpräparate, 
die unter dem Warenzeichen "BÄ-BoB P 1 und 
von dem Beklagten zu 3 vertrieben wurden, zu offenbaren.
Am 24. April 1951 Ubergab er daraufhin die schriftliche 
Aufzeichnung Uber das Produkt zu den Konkurs­
akten. Der Harne "BJB-BoB B '  ist nunmehr als Warenzeichen 
fUr den Kläger zu 1 eingetragen. Die Parteien sind sich 
darüber einig, dass das alte Rezept für "BflNBoBP” Bich 
von dem an den Kläger zu 1 bekannt gegebenen mindestens da-j 
durch unterscheidet, dass nach dem alten Rezept die Ware 
ohne Wasser und ohne Emulgator hergestellt wurde, das neue 
"B^-Bo^H” dagegen eine Emulsion darstelit.

Im Jahre 1951 gründeten die Beklagten zu 1 und 2 eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung & Co. Diese
wurde jedoch nach kurzer Zeit wieder aufgelöst und an ihrer] 
Stelle eine Kommanditgesellschaft gegründet, an welcher die 
Beklagten zu 1 und 2 als Kommanditisten beteiligt sind.

%,

*' \

Durch Schreiben vom 8. März 1951 teilte d§r Kläger zu 
2, der bis 1945 aus politischen Gründen nicht in .der Bage 
war, die ihm aus dem Vergleich vom 23. Juni 1932 zustehen­
den Rezepte auszunutzen, den Beklagten zu 1 und 2 mit, dal 
sie die. Rezepte ihrerseits nicht mehr verwenden dürften. 
Der Beklagte zu 2 erwiderte darauf mit Schreiben vom 9. 
BJärz 1951 u.a.; "Ich persönlich denke nicht daran, das Wa­
renzeichen 39-BoflB sowie das Rezept Bernhard H o B H B P »  
H B H B ’ 2u benutzen”. Die Beklagte zu 1 Unterzeichnete 
das Schreiben mit dem Bemerken, dass sie sich diesen Aus-.
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führungen anschliesse. In die gegründete Kommanditgesell­
schaft, in der der Beklagte zu 3 bei der Herstellung der 
erzeugten Präparate mithilft, hat die Beklagte zu 1 etwa 
fünf Verfahren zur Herstellung von Spezialfetten einge­
bracht, die zum 3?eil unter dem Hamen "DÜ^P" in den Ver-

s-

kehr gebracht wurden. Hierbei verwendeten die Beklagten zu 
1 und 2 den Hinweis: "Dü^^ (früher Bfl^-Bo^Hft)1'• Es kam 
daraufhin zwischen dem Kläger zu 1 und den Beklagten zu 1 
und 2 zu einem Rechtsstreit, der gleichfalls durch einen 
Vergleich vom 28. April 1951 beendet wurde. In diesem 
Vergleich verpflichteten sich die Beklagten zu 1 und 2, 
die von ihnen vertriebenen Prospekte unter der Bezeich­
nung "Düflp*-Sp4flHfc (früher BfB-Bo^P)” nicht weiter zu 
vertreiben und auch neue Prospekte mit dem Zusatz "B®-Bo^ 
nicht zu*drucken.

,it

ii

Die Kläger, haben behauptet, das von den Beklagten ver­
triebene Präparat "Dü®^* sei mit "B®-Bo®^"-identisch.
Die Beklagte zu 1 habe sämtliche in die Gesellschaft mit 
den Beklagten zu 2 eingebrachten Rezepte von ihrem Ehemann, 
dem Beklagten zu 3, erfahren. Die Kläger vertreten die 
Auffassung, die Beklagte zu 1 habe keine Rechte mehr aus 
dem Vergleich vom 23. Juni 1932, da sie diese Rechte "of­
fensichtlich" dem Beklagten zu 3 zur alleinigen Verwertung 
überlassen habe. Dieser habe sie mit seinen eigenen Ver­
wertungsrechten in die Firma & Co eingebracßt. Durch
diese Handlungsweise habe der Beklagte zu 3 bereits gegen 
den Vergleich vom 23. Juni 1932 verstössen, denn die Ver­
wertung der Rezepte sei den Beklagten zu 1 und 3 nur "ge­
meinschaftlich" überlassen worden. Mit dem Erwerb der Her­
stellungsverfahren aus der Konkursmasse seien diese Rechte

*
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ebenso wie das Auswertungsrecht an dem durch den Konkurs­
verwalter veräusserten Geheimrezept des Beklagten zu 3 auf 
den Kläger zu 1 übergegangen* Auch hätten die Beklagten zu 
1 und 2 durch das Schreiben vom 9* März 1951 auf ihre Rech­
te verzichtet* Die eigene Verwertung der Rezepte über die­
se Geheimverfahren durch die Beklagten stelle eine uner­
laubte Handlung und einen Verstoss gegen die Bestimmungen 
des Wettbev/ersrechts dar.̂ . • Auch hätten sich die Beklag 
ten zu 1 und 3 eines Vertragsbruches schuldig gemacht.

Die Kläger haben beantragt:
1o Hamens des Klägers zu 1 den Beklagten als Ge­

samt schul dnernzu verbieten, für sich oder unter 
dem Hamen DflHV & Go, sei es mit dem Zusatze 
G.m.b.H. oder anderen Firmennamen, die von-dem 
Konkursverwalter an den Kläger zu 1 veräusser­
ten Fabrikationsgeheimnisse zur Herstellung von 
Spezialfetten, und zwar mindestens 5 Verfahrens­
arten, für die Süßwaren- uhd Schokoladenindu­
strie, das 3äckerei- und Konditoreigewerbe und 
das holzverarbeitende Gewerbe, für sich zu ver­
wenden und danach herzustellen und in den Ver­
kehr zu bringen, auch nicht durch andere Perso­
nen, gleichgültig, unter welcher Bezeichnung oder 
Harke, und zwar bei Meidung einer vom Gericht 
festzusetzenden Geld- oder Haftstrafe für jeden 

. Fall der Zuwiderhandlung.
2. Hamens des Klägers zu 2 den Beklagten zu verbie­

ten, die Rezepte für die Herstellung des B ^ -  
Bofllp und F 4 Ä I P  entsprechend dem Vergleich vom 
23* Juni 1932 bei Ifeidung einer vom Gericht fest­
zusetzenden Geld- oder Haftstrafe, für jeden 
Fall der Zuwiderhandlung, noch zu verwerten, gleich 
gültig, ob die Erzeugnisse unter diesem Hamen 
in den Verkehr gebracht werden oder nicht, sich 

' auch der Rezepte zur Herstellung der Erzeug­
nisse noch weiter persönlich oder durch dritte 
Personen zu bedienen*
Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuwei- r

sen.
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Sie haben bestritten, dass die Beklagten zu 1 und 3 
den Vergleich vom 23« Juni 1932 verletzt hätten. Im übri­
gen haben sie vorgetragen, dass die Beklagte zu 1 in der 
Zeit vom Mai 1945 his Anfang 1947 dem Geschäftsbetrieb 
des Beklagten zu 3 vorgestanden und sich daher eigene 
Kenntnisse von der Herstellungsweise des B^P-BoflP er­
worben habe. Zur Verwertung dieser eigenen Kenntnisse ha­
be sie sich mit dem Beklagten zu 2 zusammengeschlossen. 
Von den Beklagten zu 1 und 2 werde aber weder ,,B ^ - B o ® ^ ” 
noch ein Erzeugnis gleicher Qualität hergestellt, sondern 
die völlig anders geartete Fettemulsion "Düfl^-SpfllV • 
Der Beklagte zu 3 verwerte das Herstellungsverfahren 
selbst nicht, sondern sei den andern Beklagten lediglich 
mit seiner Sachkunde behilflich. Auch stehe dem Beklagten 
zu 3 das Recht zu, seine Kenntnisse auszunutzen und die 
Rezepte weiter zu entwickeln.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.

In der Berufungsinstanz haben die Kläger noch hilfs­
weise beantragtt

1. die Beklagten zu 1 und 2 zu verurteilen, die Her­
stellung und den Vertrieb der Produkte, welche sie 
z.Zt. unter der Firma DflHpl & Co KG als "Dü®^- 
SpAHfe” und "DüSP-Sp4HP (K)w oder mit anderer 
Zusatzbezeichnung herste.llen und vertreiben, zu 
unterlassen,
den Beklagten zu 3 zu verurteilen, J
es zu unterlassen, die Beklagten zu 1 und 2 bei '
der Herstellung und dem Vertrieb der genannten £*•
Produkte zu unterstützen, Sj

2. festzustellen, dass die Beklagten zu 1 und 2 nicht {%\
berechtigt sind, nach dem Verfahren (Rezepten) '"]>
Waren zu fabrizieren und zu vertreiben, welche Ge-
genstand des zwischen dem Kläger zu 2 und dem Be-'

. • v



klagten zu 3 am 23.6.1932 in Sachen
gegen Q 49/32 LG Detmold geschlossenen
Vergleichs gewesen sindj
festzustellen, dass der Beklagte zu 3 nicht be­
rechtigt ist, die Beklagten zu 1 und 2 bei der 
Herstellung und dem Vertrieb solcher hach die­
sen Verfahren (Rezepten) hergestellten Waren 
zu unterstützen.

Sie haben weiterhin vorgetragen, das durch den 
Kläger zu 1 von dem Konkursverwalter erworbene Herstel­
lungsverfahren, nach dem die Beklagten die Fabrikate 
"DU^", ”DU«»-Sp4 B P ” und (l)U4^Sp4MHI 00" herstell­
ten, sei patentfähig. Sie haben eingeräumt, dass die Be­
klagten nach dem alten Rezept des Klägers zu 2 nicht mehr 
fabrizierten. Da sie sich aber des Rechtes, fabrizieren 
zu dürfen, weiterhin berühmten, sei auch die Klage des 
Klägers zu 2 begründet. Das Berufungsgericht hat die Be­
rufung zurückgewiesen.

Vor der mündlichen Verhandlung vor dem Revisionsge­
richt haben die Kläger die Revision gegen die Beklagten 
zu 1 und 3 zurückgenommen. Gegen den Beklagten zu 2 bean­
tragen sie unter Aufhebung des Berufungsurteils nach den 
in der Berufungsinstanz gestellten Anträgen zu entschei­
den, Der Beklagte zu 2 bittet um Zurückweisung der Revi­
sion,

Entsoheidungsgründe:

I,

Das Berufungsgericht geht zutreffend davon aus, daß 
zwei selbständige und daher auch gesondert zu prüfende
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Klagen vorliegen. Der Kläger zu 2 gründet seine Ansprüche 
auf eine angebliche Verletzung des Vergleichs vom 23. Juni 
1932, das das sog. alte, ohne Verwendung von Wasser und 
Emulgator arbeitende Verfahren betrifft. Die Ansprüche des 
Klägers zu 1 hingegen sind auf die nach seiner Ansicht un­
berechtigte Verwendung des sog. neuen, mit einer Emulsion 
arbeitenden Verfahrens gestützt, das der Konkursverwalter 
über das Vermögen des Ehemannes DflHR), des ehemaligen Be­
klagten zu 3, im Jahre 1950 an den Kläger zu 1 verkauft 

• hat.

.. Hinsichtlich beider Verfahren hat das Berufungsge­
richt festgestellt, dass zur Zeit der letzten mündlichen 
Verhandlung seitens des Beklagten zu 2 (sowie der inzwi­
schen aus dem Rechtsstreit ausgeschiedenen Beklagten zu 1 
und 3) weder nach dem “alten” noch nach dem “neuen” Ver­
fahren fabriziert worden sei, sondern nach einem “weiterent 
wickelten neuen Verfahren”. Jedoch habe sich, so führt das 
Berufungsgericht aus, auch der Beklagte zu 2 des Rechtes 
berühmt, die beiden ursprünglichen Verfahren wieder aufzu­
greifen.

II.

Die Revision greift die Auslegung an, die das Berufungs­
gericht dem Vergleich vom 23* Juni 1932 gegeben haj. Dieser 
Vergleich ist zwar zwischen dem Kläger zu 2 und den Eheleu­
ten DflBP geschlossen. Da der Beklagte zu 2 aber sein Recht, 
dieses “alte” Verfahren zu benutzen, von den Eheleuten D f H P  
ableitet, bedarf es in erster Linie einer Entscheidung der 
Erage, ob diesen das Recht zustand, auch unter Beteiligung 
Dritter das Verfahren weiter zu benutzen. Trifft dies zu,
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so kann grundsätzlich auch der Beklagte zu 2 nicht wider­
rechtlich gehandelt, sich also keiner unerlaubten Handlung 
schuldig gemacht haben, wenn er sich des Rechtes berühmt, 
nach diesem Verfahren arbeiten zu dürfen.

Bas Berufungsgericht hat die in dem Vergleich enthal-3 
tene Vereinbarung, wonach die Eheleute die Rezepte'
für die Herstellung von und “F ^ ^ p ” weiterhin]
”für sich” verwenden dürfen, dahin ausgelegt, dass sie die] 
Rezepte in ihrem Interesse sowie zu ihrem Erwerb und Fort--j 
kommen sollten benutzen können. Aus der Wortfassung könne, !

* * * jso führt das Berufungsgericht aus, keinesfalls entnommen j 
werden, dass die Eheleute DflBP lediglich berechtigt sein , 
sollten, die Rechte nur gemeinschaftlich auszuüben. Die 
Revision ist demgegenüber der Ansicht, 'dass aus den Worten 
”für sich” bereits folge, das Geheimverfahren hätte nur im 
eigenen Betriebe verwendet werden dürfen, es hätte entwe­
der überhaupt nicht oder doch höchstens nur mit dem Betrieb 
an Dritte übertragen werden können.

Da die Auslegung eines Vertrages grundsätzlich von 
der tatsächlichen Würdigung der besonderen Umstände des 
Einzelfalles abhängt, muss sie dem Tatrichter überlassen 
bleiben. Für eine Nachprüfung in der Revisionsinstanz ist 
nur dann Raum, wenn sie entweder gegen gesetzliche Ausle­
gungsgrundsätze verstösst oder mit dem klaren Sinn und Wort 
laut des Vertrages in Widerspruch steht. Ein solcher Ver- 
stoss ist jedoch im Streitfall nicht ersichtlich. Das Be- 
rufungsgerieht hat den Sinn und Zweck des Vertrages, darin 
gesehen, den Eheleuten durch die Einräumung der ihnen ge­
währten Rechte die Möglichkeit für die Schaffung einer 
neuen Existenz zu geben. Dieses Ziel habe aber nur, so be-
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tont das Berufungsgericht, erreicht werden können, wenn 
einmal jeder der beiden Ehegatten selbständig die gewähr­
ten Hechte habe verwerten dürfen und wenn zum andern die 
Möglichkeit bestanden habe, die Rechte durch Einbringung 
in eine Gesellschaft oder durch sonstige Beteiligung Drit­
ter zu verwerten* Dabei erwägt das Berufungsgericht, dass 
andernfalls im Falle der Scheidung der Ehe oder der Mittel­
losigkeit keine Möglichkeit für den andern Ehegatten be-
•

standen haben würde, einen kapitalkräftigen Dritten hin­
zuzuziehen oder die Verwertung in einer Gesellschaft vor- 
zunehmen. Wenn das Berufungsgericht auf Grund dieser Wür­
digung der Interessen der Parteien zu dem Ergebnis gelangt, 
der Wortlaut des Vergleichs lasse nur die Auslegung zu, daß 
jeder Ehegatte die Rechte auch unter Beteiligung Dritter 
auswerten dürfe, so ist dies aus Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden«

-Hiernach durfte aber auch jeder Ehegatte die ihm nach 
dem Vergleich zustehenden Rechte auch in die ursprünglich 
gegründete Gesellschaft Co einbringen und sie
durch diese Gesellschaft auswerten lassen. Die rechtsirr­
tumsfreie Peststellung des Berufungsgerichts, dass jeden­
falls die der Ehefrau D M H  aus dem Vergleich zustehenden 
Rechte von ihr nicht durch die Einbringung in die genannte 
Gesellschaft aufgegeben seien und auch nicht zur Konkurs­
masse dieser Gesellschaft gehört hätten, werden von der Re­
vision nicht angegriffene Auch wendet sich die Revision 
nicht gegen die weitere Annahme des Berufungsgerichts, die 
Ehefrau D f l U  habe ebensowenig wie der Beklagte zu 2 auf 
die Benutzung dieser Rezepte in der Folgezeit verzichtet«

Nach diesen Feststellungen ist aber der Standpunkt des 
Berufungsgerichts nicht zu beanstanden, dass dem Beklagten



zu 2 kein widerrechtliches Handeln zur Last fällt, wenn er 
sich der ihm zulässigerweise mitgeteilten Verwertungsrech-. 
te, die Inhalt des Vergleichs vom 23* Juni 1932 gewesen 
sind, berühmt. Auch für eine Verurteilung auf Grund des ge­
stellten Hilfsantrages ist hiernach kein Raum.

• III*

1. Das Berufungsgericht hat die Ansprüche des Klägers 
zu 1 unter dem Gesichtspunkt der Verletzung des von ihm mit 
dem Konkursverwalter über das Vermögen des Ehemanns DflBl 
geschlossenen Vertrages sowie einer unerlaubten Handlung er­
örtert „ Eine Prüfung, ob dem Kläger zu 1 auf Grund seiner 
Behauptung, das gekaufte "neue " Verfahren sei patentfähig, 
ein Ausschliesslichkeitsrecht zustehe, das einen Unterlas­
sungsanspruch rechtfertigen könnte, hat das Berufungsge­
richt mit der Begründung abgelehnt, diese Behauptung sei in 
der Berufungsinstanz neu aufgestellt und stelle keine sach­
dienliche Klageänderung (§ 264 ZPO) dar. ' ;r,

Zu Unrecht stellt sich die Revision demgegenüber auf 
den Standpunkt, dass der neue Vortrag über die Patentfähig­
keit des Verfahrens keine Klageänderung darstelle, sondern 
allenfalls eine zulässige Ergänzung der tatsächlichen und 
rechtlichen Ausführungen gemäss § 268 Hr 1 ZPO sei. Indem 
der Kläger zu 1 entgegen seinem erstinstanzlichen Vortrag > * 
die Klage auch darauf gestützt hat, das von ihm erworbene 
Verfahren sei patentfähig, hat er der Klage eine neue Grund­
lage gegeben. Denn die Patentfähigkeit einer Erfindung ist., 
von dem Vorliegen ganz bestimmter Voraussetzungen, insbesonl 
dere ihrer Heuheit, des durch sie bewirkten Portschritts und
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der Erfindungahöhe abhängig, die im einzelnen von dem Ge­
richt geprüft werden müssen» Der begehrte Rechtsfolgeaus­
spruch wird also aus einem insoweit neuen Tatbestand abge­
leitet, zu dessen Prüfung das Berufungsgericht nicht einmal 
zuständig gewesen wäre» Liegt aber hiernach eine echte Kla­
geänderung vor, so können gegen ihre Nichtzulassung recht­
liche Bedenken nicht erhoben werden*

2. Da der Beklagte zu 2 nicht in vertraglichen Bezie­
hungen zu dem Kläger zu 1 gestanden hat, können die Klage­
ansprüche ihm gegenüber auch nur auf eine unerlaubte Hand­
lung gestützt oder aus einer wettbewerbswidrigen Handlungs­
weise hergeleitet werden. Insoweit käme in Betracht, dass 
dem Beklagten zu 2 die objektiv widerrechtliche Verletzung 
eines die Geheimhaltung schützenden Rechtes auf ungestörte 
Ausübung des Gewerbebetriebes zur Last fiele (RGZ 144, 41 
£>2, 53j* GBTffi 39, 733 • Auch könnte ein Verstoss ge­
gen §§ 1, 17 Abs 2 UnlUTG, § 826 BGB vor lie gen.

Soweit der Beklagte zu 2 seine Kenntnis von dem Geheim­
verfahren durch den Ehemann DflHP erworben haben sollte, be­
darf es allerdings zunächst der PestStellung, dass auch die­
sem ein verbotswidriges Handeln zur Last fällt. Denn dem Be­
klagten zu 2 könnte nicht der Vorwurf einer unerlaubten 
Handlung gemacht werden, wenn ihm das Verfahren von einem 
Berechtigten mitgeteilt worden wäre. *

Das Berufungsgericht hat ein solches Benutzungsrecht 
des Ehemanns D^flP auch nach Veräusserung des Verfahrens 
durch .den Konkursverwalter bejaht. Es hat die Ansicht ver­
treten, der Kläger zu 1 habe durch seinen Vertrag mit dem 
Konkursverwalter vom 18. September 1950 lediglich däs gehei-
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me Rezept zur Herstellung der Erzeugnisse "Bon-Bonal" und 
MKüchenrutsch” erworben, nicht jedoch das Hecht zur allei­
nigen Herstellung der Fabrikate nach diesem Rezept« Der 
zwischen ihm und dem Konkursverwalter geschlossene Vertrag, 
so führt das Berufungsgericht aus, enthalte auch Unter Be­
rücksichtigung der Grundsätze von (freu und Glauben im Rechts 
verkehr keinen Anhaltspunkt für die Annahme, dass der Kläger 
zu 1 etwa ein Ausschliessliehkeitsrecht an dem ihm verkauf- 
ten Herstellungsverfahren erworben habe* Selbst wenn der 
Kläger zu 1 und der Konkursverwalter aber eine Vereinbarung 
über die alleinige Herstellung des Verfahrens unter Aus­
schluss des Ehemannes getroffen haben sollte, so ha-
be dadurch der letztere nicht verpflichtet werden können« 
Einen Vertrag zu Lasten eines Britten gebe es nicht. Jeden­
falls habe der Konkursverwalter nicht mehr verkaufen können, 
als ihr. in der Konkursmasse zur Verfügung gestanden habe. 
Bas sei aber nur das offenbarte Rezept gewesen. Eine Ver­
pflichtung des Ehemannes D Q H P ,  die Herstellung zu unter­
lassen, wäre nur möglich gewesen, wenn dieser den Konkurs­
verwalter entsprechend beauftragt oder ermächtigt hätte, 
oder wenn er selbst in diesem Umfange dem Vertrag in irgend, 
einer Form beigetreten wäre. Bas Berufungsgericht stellt 
fest, dass eine solche Ermächtigung nicht erteilt worden 
sei und der Ehemann BflBl auch später den Vertrag nicht gef 
nehmigt habe.

Bie Revision greift diese Ausführungen wegen Verlet­
zung des materiellen Rechts an. Sie vertritt den Standpunkt.4'
dass das' betriebliche Geheimverfahren mit dem ganzen Ge­
schäftsbetrieb Bestandteil der Konkursmasse gewesen sei und 
daher die Veräusserung des Betriebes mit diesem Verfahren 
durch den Konkursverwalter auch den Schuldner für die Zu-
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kunft verpflichtet habe, sich der eigenen Verwertung zu ent­
halten* Dieser Auffassung der Hevision ist im Ergebnis zu­
zustimmen.

Soweit das Berufungsgericht den Kaufvertrag vom 18. 
September 1950 dahin auslegt, dass der Kläger zu 1 durch 
ihn den gesamten Geschäftsbetrieb des Cremeinschuldners

einschliesslich der Herstellungsverfahren, insbe­
sondere auch für/^ErZeugnisse "BW-BoflPP und 
erworben habe, bestehen keine rechtlichen Bedenken. Es kann 
dem Berufungsgericht jedoch nicht gefolgt werden, wenn es 
hieraus herleitet, der Kläger zu 1 habe durch den Vertrag 
nur die Verfahrensrezepte als solche erworben, nicht aber 
auch das Hecht, dem Schuldner DflBl die Weiterbenutzung 
eines den Rezepten zugrundeliegenden Geheimverfahrens zu 

verbieten. Wenngleich ein Konkursverwalter nicht zu lasten 
des Gemeinschuldners neue Verpflichtungen eingehen kann, so 
ist er doch berechtigt, mit bmaender Wirkung gegenüber dem 
Gerneinsclmldner Ansprüche und Hechte zu übertragen, die einen 
Bestandteil des Geschäftsvermögens bilden und daher zur Masse 
gehören. Ein absolutes Hecht auf ausschliessliche Benutzung 
des Geheimverfahrens besass der Schuldner Dfl||^ allerdings 
nicht. Denn einer Erfindung kommt nur dann eine dingliche 
Ausschlusswirkung gegenüber Dritten zu, wenn sie angemel­
det und bekanntgemacht ist. Bis zu diesem Zeitpunkt, oder 
bei nicht hekanntgemachten Erfindungen bis zur Veröffent­
lichung der Patentschrift kann ein durch Patentgese^bz ge­
schützter Anspruch nicht erhoben werden. Gleichwohl besass 
der Schuldner auf Grund seines im Betriebe benutzten Geheim­
verfahrens ein Ausschlussrecht, das ihm im Verletzungsfall 
Unterlassungs- und Schadensersatzansprüche aus § 823 BGB 
und § 17 UnlWG gewährte (Reimer, Wettbewerbs-und Warenzei-
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chenrecht 3* Äufl Kap 102 Anm 1; Tetzner Patentgesetz § 1 
Anm I 4). Dieses Recht stellt einen Vermögenswert dar, der 
durch den Konkursverwalter in vollem Umfange und mit allen 
aus ihnen sich ergebenden Ansprüchen übertragen werden konn­
te. ln der in dem Konkursverfahren über das Vermögen des 
Schuldners ergangenen Entscheidung des Beschwerdegerichts 
(JISB1 M  1951 > 1513) ist zutreffend ausgeführt, dass ein 
Geheimverfahren schon dann aufhöre, ein der Zwangsvollstrek­
kung nicht unterliegendes Persönlichkeitsreoht zu sein, wenn 
der Erfinder seine Absicht, die‘Erfindung wirtschaftlich zu 
verwerten, kundgetan und damit zu erkennen gegeben habe, 
dass er selbst seine Erfindung als Vermögenswert ansehe 
und ausbeute (Tetzner in DJ 1941, 1139; KG in JW 1930, 2803). 
In einem solchen Palle gehört das Geheimverfahren in der 
Tat, gleichgültig ob ihm eine patentfähige Erfindung zugrun­
deliegt oder nicht, zum Geschäftsvermögen und fällt damit 
in die Konkursmasse, da es nunmehr ein wenigstens der Aus­
übung nach übertragbares Vermögensrecht {§ 857 ZPO) dar­
stellt (Jäger Konkursordnung § 1 Anm 11, Mentzel, Konkurs­
ordnung § 1 Anm 38 und 47). Das hat aber zur Polge, dass 
•der Erwerber dieses Vermögensrechts die gleiche Rechtsstel­
lung erlangt, die ehedem der Schuldner besessen hat. Dem 
Erwerber steht hiernach auch das Recht zu, Dritten, die 
seine Geheinrsphäre verletzen, die Benutzung des Verfahrens 
zu verbieten. Dieses Recht besteht auch dem Gemeinschuldner 
gegenüber. Insoweit ist die Rechtslage keine andere, als 
wenn der Gemeinschuldner selber das Verfahren durch Vertrag.
an einen Dritten veräussert und sich damit des eigenen Rechts

>
auf Benutzung begeben hätte. Auch der Gemeinschuldner macht 
sich daher eines Eingriffs in das die Geheimhaltung schützen­
de Recht des Erwerbers auf ungestörte Ausübung des Gewerbe­
betriebs schuldig, wenn er sich trotz der Veräusserung eines
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eigenen Benutzungsrechts berühmt oder weiter nach dem Ver­
fahren arbeitet. Ein Betriebsgeheimnis ist oft wertvoller 
als ein gewerbliches Schutzrecht (Baumbach-Hefermehl, Y/ett- 
bewerbs- und Warenzeichenrecht § 17 Übersicht Anm 1) und 
.bildet in der Form eines Geheimverfahrens häufig den wesent­
lichen T/ertfaktor des Betriebes. Y/ürde dem Gemeinschuldner, 
der aus eigenem Entschluss seine Erfindung zu einem Bestand­
teil seines Geschäftsvermögens gemacht hat, gestattet sein, 
nach der Veräusserung durch den Konkursverwalter weiterhin 
nach dem Verfahren zu arbeiten, so würde er es für die Gläu­
biger völlig entwerten können, zumal er berechtigt bliebe, 
das Verfahren auch anderen mitzuteilen, die es ihrerseits 
zu Wettbewerbszwecken verwerten dürften. Es würde also allein 
von dem Belieben des Schuldners abhängen, ob der Konkursver­
walter in der Lage ist, den vielleicht wesentlichsten Vermö­
gensbestandteil der Uasse, von dem der Kredit des Betriebes 
massgeblich bestimmt gewesen sein kann, zu veräussern. Bas 
kann nicht zugelassen werden.

Biesem Ergebnis steht auch nicht entgegen, dass frühe­
re Angestellte die erworbenen Kenntnisse von einem Betriebs­
geheimnis zu ihrem Fortkommen nach ihrem Ausscheiden aus 
dem Betriebe weiter verwenden und es in diesem Rahmen auch 
anderen mitteilen dürfen (RGZ 65» 333 /3 3 7 / ; KG in MuW 1939? 
57 Z587; RArbG in GRUR 1944? 46 Denn diese einem An­
gestellten gewährte Befugnis, nach seinem Ausscheiden das 
Betriebsgeheimnis in einem begrenzten Umfange weiter zu be­
nutzen, kann bei der anders gearteten Sachlage nicht auch 
einem Betriebsinhaber zugestanden werden, der das Geheimnis 
zu einem wertvollen Bestandteil seines Betriebsvermögens ge­
macht hat. Ist dies einmal geschehen, so muss es auch in vol­
lem Umfange und uneingeschränkt dem. Zugriff der Gläubiger
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unterliegen. Ilmen muss daher auch das Hecht gewährleistet 
sein, jeden Dritten und damit auch den Schuldner seihst von] 
einer Benutzung des Verfahrens auszuschliessen.

Ist hiernach der Auffassung des Berufungsgerichts, daß; 
ein Unterlassungsanspruch gegen den Ehemann aus dei
Kaufvertrag vom 18. September 1950 nicht hergeleitet werden; 
könne, rechtsirrtümlich, so ist damit dem angefochtenen Ur-j 
teil die Grundlage entzogen. Für die Entscheidung muss da­
von ausgegangen werden, dass dem Ehemann D p | ^  kein Hecht 
zustand, dem Beklagten zu 2 den Inhalt des Geheimverfahrens 
mitzuteilen. Das angefochtene Urteil musste daher aufgehobei 
werden. Zur Endentscheidung ist der Rechtsstreit noch nicht] 
reif, da es noch der tatrichterlichen Würdigung bedarf, oh 
auch der Beklagte zu 2 rechtswidrig gehandelt hat. Die Rechts- 
Widrigkeit könnte bei der gegebenen Rechtslage nur dann be­
jaht werden, wenn der Beklagte zu 2 in Kenntnis der Tatum- 
stände gehandelt, d.h. wenn er gewusst hat, dass der Ehemat 
DfBBP seine Kenntnisse von dem Verfahren nicht durch eine 
Mitteilung an Dritte verwerten durfte. Ein bedingter Vor­
satz würde insoweit genügen. Feststellungen hat das Beru­
fungsgericht insoweit - von seinem Standpunkt aus zu Recht -j 
noch nicht getroffen.

Soweit das Berufungsgericht festgestellt hat, der Be­
klagte zu 2 sei durch die Ehefrau D ^ H P  in zulässiger Wei­
se in das Verfahren eingeführt worden, da diese es aus ihrer] 
Tätigkeit in der firme DflflP & Co. gekannt habe, hat die * 
Revision zu Recht gerügt, dass die Feststellung prozesswi&§ 
rig zustande gekommen sei (§ 286 ZPO). Die Kläger hatten fittj 
dem Schriftsatz vom 28. Oktober 1952 Seite 5 jede Kenntnis- 
der Ehefrau von dem durch den Konkursverwalter veräusserte».
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Geheimverfahren bestritten» Sie hatten darauf hingev/iesen, 
dass während der Internierung des Ehemanns BflIV seine 
Jhefrau das Unternehmen zwar geführt habe, während der 
Zeit aber nur sog» Trennemulsionen hergestellt worden seien, 
die von der Klage nicht betroffen würden. Mit diesem Vor­
trag hätte sich das Berufungsgericht auseinander setzen und 
die Gründe im einzelnen darlegen müssen, die es bei seiner 
Feststellung geleitet haben. Erst wenn feststeht, wann und 
unter welchen Umständen die Ehefrau DflHP von dem Verfah­
ren Kenntnis erlangt hat, lässt sich beurteilen, ob sie ihre 
Kenntnisse dem Beklagten zu 2 hätte mitteilen dürfen und 
dieser als berechtigt angesehen werden kann, das Verfahren 
auch noch nach seiner Veräusserung durch den Konkursverwal­
ter zu benutzen.

Bas Berufungsgericht hat ohne Rechtsirrtum eine Ver- ; 
pflichtung des Beklagten zu 2 geleugnet, für die von ihm 
hergestellten Waren die Bezeichnung "BüM-BpflHP* und 
ffBü4P~Sp4HBI (K)M zu verwenden. Hach den tatsächlichen 
Feststellungen des Berufungsgerichts hat der Kläger zu 1 
lediglich das Rezept mit der Bezeichnung irB®-Bo^pM und 
"KflBHBHHV* erworben. Bie Behauptung der Revision, die 
angegriffenen Zeichen hätten zur Konkursmasse gehört und 
seien von dem Konkursverwalter an den Kläger .zu 1 veräussert 
worden, ist ein neuer Vortrag, der in der Revisionsinstanz 
nicht berücksichtigt werden kann.
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Aue den oben erörterten Gründen war das angefochtene 
-Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuver 
weisen*

Wilde Bock Hastelski Christoph Weiss
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